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Logo Gemeinde
MUSTER
Schul- und familienergänzende Tagesstrukturen
Leistungsvereinbarung

zwischen der Gemeinde X, vertreten durch
und 

der privaten Trägerschaft Y (Name, Rechtsform), Ort

Geltungsdauer:
1. Rahmenbedingungen

1.1 Zweck der Vereinbarung
Die Volksschule nimmt ergänzend zu Familie und Erziehungsberechtigten auf partnerschaftliche Weise den gemeinsamen Erziehungsauftrag wahr und berücksichtigt dabei die gesellschaftlichen Einflüsse (§ 5 Abs. 3 VBG). Die schul- und familienergänzenden Tagesstrukturen sind Teil des Volksschulbildungsangebotes (§ 30 VBG). Damit sollen die Rahmenbedingungen für die Eltern und ihre Kinder geschaffen werden, dass das Familienleben und die Erwerbsarbeit und/oder das Absolvieren von Aus- und Weiterbildungen in sinnvoller Weise vereinbart werden können. Die Tagesstrukturen sind eine Verbundaufgabe vom Kanton und den Gemeinden. Die Gemeinde X sorgt dafür, dass den Lernenden bedarfsgerecht schul- und familienergänzende Tagesstrukturen zur Verfügung stehen (§ 36 VBG). Finanziell richtet der Kanton einen Pro-Kopf-Beitrag an die Gemeinde X aus (§ 62 VBG). Die Erziehungsberechtigten bezahlen ihrerseits im Sinne von Ziff. 4.1 einen Beitrag an die Nutzung des Angebotes (§ 60 VBG).
Bei der vorliegenden Vereinbarung handelt es sich um eine Rahmenvereinbarung. Diese wird durch eine Jahresvereinbarung jährlich ergänzt und im Zusammenhang mit den Leistungen und Beiträgen konkretisiert (vgl. dazu Ziff. 3, 4 und 8.1).

1.2 Rechtsgrundlagen

Die Leistungsvereinbarung stützt sich auf folgende Grundlagen:

· Art. 2 ff. der Verordnung über die Aufnahme von Pflegekindern zur Pflege und Adoption (PAVO; SR Nr. 211.222.338)

· §§ 69, 71, 72 der Verfassung des Kantons Luzern (SRL Nr. 1)

· § 30 des Gesetzes über die Volksschulbildung des Kantons Luzern (VBG; SRL Nr. 400a)

· § 36 des Gesetzes über die Volksschulbildung (VBG)

· § 60 des Gesetzes über die Volksschulbildung (VBG)

· § 62 des Gesetzes über die Volksschulbildung (VBG)

· § 14 der Volksschulbildungsverordnung (VBV; SRL Nr. 405)

· § 28 der Volksschulbildungsverordnung (VBV)

· Verordnung über die Aufnahme von Pflegekindern (SRL Nr. 204)

· Haftungsgesetz (SRL Nr. 23)

· Evt. Elternbeitragsregelement der Gemeinde X
· Evt. Statuten der privaten Trägerschaft Y

· Qualitätsstandard für schul- und familienergänzende Tagesstrukturen (Horte), Stelle für Familienfragen des Kantons Luzern, Luzern 2008

2. Aufgaben und Pflichten der privaten Trägerschaft Y
2.1 Führung der schul- und familienergänzenden Einrichtungen
Im Auftrag der Gemeinde organisiert und betreibt die private Trägerschaft Y die im Sinne von § 14 VBV aufgeführten Tagesstrukturen für Lernende als Ergänzung zum Unterricht und zur Betreuung.

Das Wohl des Kindes steht im Vordergrund. Gleichzeitig werden die Bedürfnisse der Erziehungsberechtigten und der Schule berücksichtigt.

Die private Trägerschaft Y verfügt über ein Betriebskonzept (Entstehungsdatum). Sie hat dieses der Gemeinde zur Einsicht vorzulegen. Das Betriebskonzept beinhaltet sozialpädagogische, strukturelle, personelle und wirtschaftliche Angaben. Die private Trägerschaft Y ist verpflichtet, die in ihrem Betriebskonzept festgehaltenen Grundsätze einzuhalten.
2.2 Zusammenarbeit und Koordination

Die Zusammenarbeit und Koordination wird durch die Schulleitung einerseits und die Leitung der privaten Trägerschaft Y andererseits gewährleistet. 
2.3 Information / Berichterstattung
Für die Betreuung in den Tagesfamilien ist eine Präsenzliste zu führen. Auf Verlangen ist diese der Gemeinde zur Einsicht vorzulegen. 

Die private Trägerschaft Y verpflichtet sich zur ordnungsgemässen Buchführung.

In ihrer Betriebsrechnung weist die private Trägerschaft Y Aufwand und Ertrag pro Betreuungselement separat aus. 

Die private Trägerschaft Y liefert der Gemeinde per xxx (30. April) jeden Jahres:

· die Bilanz

· die von unabhängiger Seite überprüfte Jahresrechnung inkl. Revisionsbericht

Zudem hat die private Trägerschaft Y einen Jahresbericht zuhanden der Gemeinde zu verfassen.

Die Gemeinde prüft die eingereichten Unterlagen. Bei Bedarf nimmt sie Rücksprache mit der privaten Trägerschaft Y.

Bei unvorhergesehenen Vorkommnissen mit grösserer Tragweite ist die Gemeinde unverzüglich von der privaten Trägerschaft Y in Kenntnis zu setzen. 

2.4 Personalführung

Die private Trägerschaft Y betreibt eine soziale und verantwortungsvolle Personalpolitik.

3. Vereinbarte Leistungen

Die private Trägerschaft Y stellt sicher, dass die in § 14 Abs. 2 VBV genannten Betreuungselemente bedarfsgerecht zur Verfügung stehen. Stichtag dafür ist xxx
Während der Wochenenden, den Schulferien oder an Feiertagen werden keine Leistungen im Sinne von Ziff. 3.2 erbracht. Bei Bedarf können die Erziehungsberechtigten und die private Trägerschaft Y direkt einen entsprechenden Vertrag abschliessen. Basis dafür sind die Tariflisten und xxx.

Über die Schule können die Eltern ihre schulpflichtigen Kinder für die von der privaten Trägerschaft Y zur Verfügung gestellten Leistungen anmelden.
3.1 Qualität der Leistungen

Die private Trägerschaft Y erfüllt folgende Bedingungen:
· Sie erfüllt die Standards gemäss VBG und VBV.

· Sie hält den Qualitätsstandard für schul- und familienergänzende Tagesstrukturen

im Sinne der Stelle für Familienfragen des Kantons Luzern ein.
· Sie koordiniert die bedarfsgerechte Betreuung mit der Schulleitung der Gemeinde X.

· Die private Trägerschaft Y verpflichtet sich zu einer dauernden Weiterentwicklung und einer bedarfsgerechten Aktualisierung der Qualitätsanforderungen gemäss Empfehlungen von Fachorganisationen.

3.2 Leistungsumfang

3.2.1 Betreuungselement I (Ankunftszeit vor der Unterrichtszeit am Morgen)


In der Jahresvereinbarung werden folgende Kenngrössen festgehalten:

· Angebotszeiten (Wochen pro Jahr / Stunden pro Tag)

· Geforderte Qualifikation der entsprechenden Betreuungsperson

· Massgebende Kosten pro Platz und Tag je einzelne erbrachte Leistung

3.2.2 Betreuungselement II (Mittagsverpflegung, Ruhezeit, Bewegungszeit)


In der Jahresvereinbarung werden folgende Kenngrössen festgehalten:
· Angebotszeiten (Wochen pro Jahr / Stunden pro Tag)

· Geforderte Qualifikation der entsprechenden Betreuungsperson

· Massgebende Kosten pro Platz und Tag je einzelne erbrachte Leistung
3.2.3 Betreuungselement III (früher Nachmittag, inkl. Unterstützung bei den Hausaufgaben)

In der Jahresvereinbarung werden folgende Kenngrössen festgehalten:

· Angebotszeiten (Wochen pro Jahr / Stunden pro Tag)

· Geforderte Qualifikation der entsprechenden Betreuungsperson

· Massgebende Kosten pro Platz und Tag je einzelne erbrachte Leistung

3.2.4 Betreuungselement IV (später Nachmittag, inkl. Unterstützung bei den

Hausaufgaben)

In der Jahresvereinbarung werden folgende Kenngrössen festgehalten:

· Angebotszeiten (Wochen pro Jahr / Stunden pro Tag)

· Geforderte Qualifikation der entsprechenden Betreuungsperson

· Massgebende Kosten pro Platz und Tag je einzelne erbrachte Leistung

4. Beiträge
4.1 Elternbeiträge

Bei der Festsetzung der Höhe der Elternbeiträge wird die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Erziehungsberechtigten berücksichtigt. Es liegt eine einkommens- und vermögensabhängige Tarifliste vor. Diese ist Bestandteil der Jahresvereinbarung (= Elternbeitragsreglement der Gemeinde X). 

4.2 Gemeindebeiträge
Die Gemeinde unterstützt die Betreuungsleistungen mit einem Beitrag. Der Gemeindebeitrag berechnet sich grundsätzlich aus der Differenz zwischen den effektiven Kosten pro Betreuungsstunde und dem Elternbeitrag in den vereinbarten Tarifstufen (Sozialstufen).
5. Gewinn und Verlustregelung

Die Gemeinde leistet keinen Beitrag an ein Betriebsdefizit der privaten Trägerschaft Y.

Die Gemeinde schöpft keinen Betriebsgewinn der privaten Trägerschaft Y ab.

6. Haftung und Versicherungen 

Die Versicherungen (Betriebshaftpflicht, Versicherung Personal etc.) sind Sache der privaten Trägerschaft Y.

Die private Trägerschaft Y bestätigt, gegen das durch die Leistungsvereinbarung übernommene Risiko ausreichend versichert zu sein. Sie erbringt den Nachweis des ausreichenden Versicherungsschutzes durch Beilage der Policenummer, der Versicherung (Versicherungsname) und des Versicherungsdatums. Veränderungen des Versicherungsschutzes hat die private Trägerschaft Y der Gemeinde X umgehend mitzuteilen. Besteht kein ausreichender Versicherungsschutz mehr, ist die Gemeinde berechtigt, die Vereinbarung gegen volle Schadloshaltung fristlos zu kündigen.

7. Aufsichtspflicht
Die Aufsicht über die Tätigkeiten der privaten Trägerschaft Y obliegt der Schule/Gemeinde X.
8. Gültigkeitsdauer der Vereinbarung, Kündigung und Anpassung
8.1 Gültigkeitsdauer

Die Leistungsvereinbarung wird vorerst für die Dauer von zwei Jahren abgeschlossen; vom xxx bis und mit xxx. 
Die Parteien verpflichten sich, spätestens im April xxx Verhandlungen über die Weiterführung der vorliegenden Vereinbarung aufzunehmen.

Die Abgeltung der erbrachten Leistungen wird in der Jahresvereinbarung jährlich geregelt; erstmals ab dem xxx. Die Jahresvereinbarung muss jeweils bis Ende des Kalenderjahres für das kommende Rechnungsjahr abgeschlossen sein. 

Kann keine Einigung über die Abgeltung der erbrachten Leistungen in der künftigen Jahresvereinbarung erzielt werden, gelten die bisherigen Tarife bis zu einer allfälligen Kündigung der Leistungsvereinbarung.

8.2 Kündigung
Die Kündigungsfrist beträgt vier Monate. Wird innerhalb dieser Frist keine Kündigung ausgesprochen, verlängert sich die Leistungsvereinbarung automatisch um 1 Jahr/ 2 Jahre. 

Die Kündigung ist schriftlich der jeweils anderen Partei zukommen zu lassen.
Bei Missachtung von gesetzlichen Vorschriften, bei schwerwiegenden Verstössen gegen die Leistungsvereinbarung oder bei weiteren gravierenden Fehlern kann die Leistungsvereinbarung seitens der Gemeinde X fristlos gekündigt werden.

Das gleiche Recht steht der privaten Trägerschaft Y zu, wenn die Gemeinde ihrer Pflicht zur Entrichtung der Beiträge trotz mehrmaliger Mahnung nicht nachkommt.
8.3 Anpassungen
Im gegenseitigen Einvernehmen können die Parteien jederzeit Anpassungen an der Leistungsvereinbarung vornehmen. Die Änderungen bedürfen der schriftlichen Zustimmung beider Parteien.
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